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Kolumne

reicht über den Thurgau bis in den Kanton 
Zürich und das Rheintal hinauf bis nach 
Chur, dazu kommen das Vorarlberg und der 
süddeutsche Raum. So gesehen bringen wir 
Menschen in die Region, die ohne Shop-
ping Arena wohl eher nicht hierher kämen. 
Dieser Ansicht ist übrigens auch die ProS-
tadt, die uns nicht als Konkurrentin sieht. 
Wir haben ein freundschaftliches Verhältnis 
zu den Stadtgeschäften.

Als «Magnet» hilft vor allem auch die 

Ikea, die Sie sonst erst bei Zürich wie-

der finden.

Das stimmt natürlich – die Ikea ist unbe-
stritten ein Publikumsmagnet. Auch Zara 
ist eine Shopping-Arena-Exklusivität in 
der Ostschweiz. Dann haben unsere Mie-
ter, die in der Stadt und in der Shopping 
Arena vertreten sind, ihr Angebot aber auch 
differenziert, sodass Sie beispielsweise bei 
Mode Weber oder Studer & Hänni ein an-
deres Angebot finden als in der Stadt. Bei 
uns ist das Angebot etwas jugendlicher, et-
was günstiger. So ergänzen sich die Ange-
bote in der Stadt und bei uns.

Trotzdem: Der Einkaufskuchen wird nicht 

grösser, sondern einfach neu verteilt. 

Die Shopping Arena schneidet sich dabei 

ein Stück ab, das sich früher die Innen-

stadtgeschäfte einverleiben konnten.

In einem gewissen Sinne ja. Allerdings bin 
ich wie gesagt überzeugt, dass wir uns eher 
am Kuchen, wenn wir bei diesem Bild 
bleiben wollen, von umliegenden Regio-
nen bedienen. Aber ein Wettbewerb ist si-
cher da, wie bei jeder Situation, wo zwei 
Einkaufsmöglichkeiten um Kunden buh-
len. Was man aber nicht vergessen darf, ist, 
dass wir über 500 Angestellten einen siche-
ren, attraktiven Arbeitsplatz bieten. Damit 
sind wir einer der grössten Arbeitgeber der 
Region.

Nun wollen Sie in den St.Galler Kantonsrat.

Ja, ich kandidiere für die CVP. Ich bin seit 
rund drei Jahren im Gemeinderat und war 
acht Jahre im Kirchenrat von Andwil, wo 
ich mit meiner Familie wohne. Die Ar-
beit in einem politischen Gremium macht 
mir Freude. Ich möchte die kantonale Po-
litik mitgestalten, möchte etwas bewegen 
und meine Erfahrung als Geschäftsmann 
einbringen. Denn der Kanton ist doch mit 
der Shopping Arena vergleichbar: Die Ge-
meinden stehen einerseits in Konkurrenz 
zueinander, ergänzen sich gleichzeitig aber 
auch – wie die Geschäfte bei uns. Nach au-
ssen aber treten beide Gebilde geschlossen 
auf und sind nur durch Einigkeit stark. Die 
Rahmenbedingungen müssen für beide 
stimmen, und beide müssen wettbewerbs-
fähig sein. 

Und warum haben Sie sich für die CVP 

entschieden?

Nun, als klassischer «Mann der Mitte», der 
einen christlichen Hintergrund hat – als Se-
kundarschule besuchte ich die «Fladä» in 
St.Gallen –, passt die CVP natürlich sehr 
gut zu mir bzw. ich zu ihr. Laute Töne sind 
nicht mein Ding, ebenso wenig wie ein po-
larisierender Stil. Und da mir auch soziale 
Anliegen wichtig sind, fühle ich mich in der 
CVP ausgesprochen wohl. Mein Leitspruch 
ist: Leistung soll belohnt werden, aber nicht 
auf Kosten der Schwächsten. ■

Marc Schäfer (*1965) ist verheiratet und 

hat zwei Söhne (neun und elf Jahre alt). Er lebt 

mit seiner Familie seit einem Jahrzehnt in An-

dwil, wo er für die CVP im Gemeinderat am-

tet. Nach seinem Studium (lic. oec. HSG), 

während dem er für den FCSG in der ersten 

Mannschaft stürmte, arbeitete er für C&A in 

Zürich im Produkt- und internationalen Be-

schaffungsmanagement, bevor es ihn wieder 

nach St.Gallen, in die Zentrale von SPAR, zog 

– zuerst als Produktmanager, dann als Marke-

tingleiter. Als er vor fünf Jahren das Angebot 

erhielt, die Shopping Arena erst mit aufzubau-

en und ihr dann als Centerleiter vorzustehen, 

musste er nicht lange überlegen: «Eine solche 

Chance bietet sich wohl nur einmal im Leben.»

Ferien  
statt Jobs?
Am 11. März stimmen wir über die 
Volksinitiative «6 Wochen Ferien für 
alle» ab. Eine verheissungsvolle Initiative 
– würde doch jeder gerne mehr Ferien 
haben. Aus wirtschaftlicher Sicht kön-
nen wir uns eine Erhöhung der Min-
destferiendauer von vier auf sechs Wo-
chen aber schlicht nicht leisten. Wir 
kämpfen derzeit bereits an alle Fron-
ten, um international wettbewerbsfähig 
zu sein. Allein schon dieser Sachverhalt 
rechtfertigte eine Ablehnung der Ab-
stimmungsvorlage. 
Es gibt aber noch weitere gewichtige 
Gründe: So erhöhen mehr Ferientage 
(bei gleichem Lohn) die betrieblichen 
Kosten. Mehr Ferien sorgen zudem vor 
allem bei KMU für teure innerbetrieb-
liche Personal- und Stellvertreterprob-
leme. Die Mindestforderung nach sechs 
Wochen Ferien soll im Weiteren in der 
Bundesverfassung verankert werden. 
Freie, sozialpartnerschaftliche Lösungen 
werden so verunmöglicht. Letztlich ge-
fährden die zehn weiteren Ferientage 
aber vor allem zahlreiche Jobs. 
Die Initiative ist deshalb vorbehaltlos ab-
zulehnen. Es darf nicht sein, dass wir un-
seren Wohlstand durch eine überzogene 
Forderung infrage stellen. Deshalb ist es 
wichtig, dass die Leader der Wirtschaft 
dieses Thema in ihren Unternehmen 
ansprechen und ihren Beschäftigten auf-
zeigen, was für negative Folgen eine An-
nahme der Initiative hätte.
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